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Aktenzeichen:  

LD7-18.21/20.013 

 

Kiel, 05.06.2020 

 
 
Antrag auf Zugang zu Informationen nach dem Informationszugangsgesetz Schleswig-
Holstein (IZG-SH) 
Anhörung nach § 18 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz Schleswig-Holstein (LDSG) im Rahmen der 
Aufgabenwahrnehmung nach § 14 Informationszugangsgesetz Schleswig-Holstein (IZG-SH) 
Eingabe ███ ████  
 
 
███████████████████
 
die Landesbeauftragte für Datenschutz ist nach Art. 55 Abs. 1 DSGVO in Verbindung mit § 17 Abs. 1 
LDSG i.V.m. § 14 Satz 2 IZG-SH als Aufsichtsbehörde auch zuständig für die Einhaltung der Vorschrif-
ten nach dem IZG-SH.  
 
In dieser Funktion habe ich eine Eingabe von Herrn ███ ████ (Petent) erhalten. Der Petent teilte 
mir mit, dass er per E-Mail vom 31.01.2020 Unterlagen zu Hochschulwahlen nach dem IZG-SH erbe-
ten hat. Mit E-Mails vom 31.01. und 25.02.2020 haben Sie auch die Zusammenstellung der Unterla-
gen angekündigt. Nach Aussage des Petenten hat er jedoch bisher kein Auskünfte bzw. auch keinen 
Bescheid von Ihnen erhalten. 
 
Nach § 14 Satz 1 IZG-SH hat jede Person das Recht, die Landesbeauftragte anzurufen, wenn sie der 
Ansicht ist, ihr Informationsgesuch sei zu Unrecht abgelehnt bzw. nicht (hinreichend) beantwortet 
worden. Ich bin daher gehalten, dieser Eingabe nachzugehen und die Einhaltung der Anforderun-
gen des IZG-SH zu prüfen. Ich habe daher ein Verfahren nach den eingangs genannten Vorschriften 
eingeleitet.  
 
Nach § 5 Abs. 2 IZG-SH gilt: „Soweit ein Anspruch nach § 3 besteht, sind die Informationen der an-
tragstellenden Person unter Berücksichtigung etwaiger von ihr angegebener Zeitpunkte sobald wie 
möglich, spätestens jedoch mit Ablauf eines Monats nach Eingang des Antrags bei der informations-
pflichtigen Stelle zugänglich zu machen. Sind die Informationen derart umfangreich und komplex, 
dass die Frist nicht eingehalten werden kann, so kann die informationspflichtige Stelle die Frist auf 
höchstens zwei Monate verlängern. Wird von der Fristverlängerung nach Satz 2 Gebrauch gemacht, 
ist dies der antragstellenden Person so bald wie möglich, spätestens innerhalb eines Monats nach 
Antragseingang unter Angabe der Gründe mitzuteilen.“ Eine ausdrückliche Fristverlängerung 
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konnte ich den mir vorliegenden E-Mails nicht entnehmen. Aber auch eine verlängerte Frist von 2 
Monaten wäre am 1. April 2020 abgelaufen.  
 
Hinsichtlich der zum IZG-SH geltenden Rechtslage weise ich gem. Art. 58 Abs. 1 Ziffer d DSGVO i.V.m. 
§ 17 Abs. 1 LDSG i.V.m. § 14 Satz 2 IZG-SH auf den Leitfaden des ULD zu den Grundlagen des IZG-SH 
hin; dieser ist auf der Webseite www.datenschutzzentrum.de  unter der Rubrik „Informationsfreiheit“ 
veröffentlicht. 
Darüber hinaus weise ich darauf hin, dass in dem Verfahren, das ich nach den eingangs genannten 
Vorschriften eröffnet habe, öffentliche Stellen nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 LDSG der Landesbeauftragten 
für Datenschutz Auskunft zu erteilen haben. Sie erhalten hiermit nach § 17 Abs. 2 Satz 1 LDSG i.V.m. 
§ 14 Satz 2 IZG-SH die Gelegenheit, zu dem Sachverhalt bis zum 25.05.2020  Stellung zu nehmen.  
 
Der Petent hat eine Kopie dieses Schreibens erhalten. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
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